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Hochschulreform in fernem Land
lnternationales Beispiel liefert Fakten zu Stand, Perspektiven
und Erkenntnissen für die deutsche Reformdebatte

Die Relotmdiskussion übet das deutsche Hochschulwesen lebt von ausländischen

Efiahrungen. Beim Blick über den Kanal nach Großbrilannien, über den großen Teich

nach USA und ebenso bei der Suche aul dem südlichen Erdteil werden interessante

lnstrumente und Ptozesse entdeckt. lm persönlichen Gespräch vor Ort wird gleichzeitig

deutlich, daß die ausländischen Wissenschaftsmanagel ebenso im deutschen System

Elemente ausmachen, die ihnen übertlagbar erscheinen. Gleichwohl besteht kein Zwei-

lel dadber, daß die deutschen Hochschulen vor allem von Abläulen lemen können, die

die inteme Steuetung der Universitäten als Leistungseinrichtungen betrellen. Begrifle

wie Zielvereinbarungen, Leistungsdelinition, Studiengebühren und Strategie beschrei-

ben das Terain. Hietzu bietet das Beispiel Neuseeland eine Reihe wichtiger Informa-

tionen. Dies gill selbst dann, wenn dem ausländischen Experlen nicht veftorgen bleibt,
da8 die Relomen des lnselstaates nicht in allen idealgpischen Fomen lunktionieren.

Hochschulreformen in lleuseeland

Der Tertiäre Bildungsbereich in Neuseeland besteht derzeit aus 7 Universitäten, 25

Polytechnics, 5 colleges for Education, 3 wanangas (Einrichtungen für Maori-studien)

sowie 781 privaten Bildungseinrichtungen (Private Training Establishments, PTE). lnsge-

samt waren 1996 ca. 2'12.000 Studierende bei einer Gesamtbevölkerung Neuseelands von

rund 3,5 Millionen (Mio.) Einwohnern eingeschrieben.

Entscheidend für die gegenwärtige Lage der Hochschulen waren die Reformen des Jahres

1989. Diese Veränderungen waren Teil eines gesamtgesellschaftlichen Umbruchs in Neusee-

land, der zu einem neuen verständnis staatlichen Handelns im Kontext des ,,new public

management" führte. Die Reformen im tertiären BildungsseKor brachten die Auflösung des

bis dahin bestehenden University Grants Committee, die gesetzliche Verankerung der akade-

mischen Freiheit, die Einrichtung einer Zertifizierungsstelle (Qualifications Authority), die

Umgestaltung des Bildungsministeriums in Wellington, tiefgreifende Veränderungen der

staatlichen Hochschulfinanzierung sowie das Recht der einzelnen Hochschulen zur Erhebung

von Studiengebühren. Folgen und Begleiterscheinungen dieser Reformmaßnahmen waren

ein Anstieg der Zahl der eingeschriebenen Studierenden an Einrichtungen des Tertiären Bil-

dungsbereichs um 30 Prozent (%) bei gleichzeitigem Rückgang der staatlichen Hochschul-

finanzierung pro Vollzeitstudent (je nach Fachrichtung) um 10,7% bis 31%.

Die Zielrichtung der vom Bildungsministerium derzeii intendierten Reformmaßnahmen

wird in dem 1997 veröffentlichten Bericht (Green Paper) des Bildungsministeriums

,,4 Future Tertiary Education Policy lor New Zealand" skizziert. Deuflich erkennbar sind

darin die Bemühungen, die internationale Stellung und Wettbewerbsfähigkeit des tertiären

Bildungssektors zu sichern.

Die komplexen Abläufe in der Fonschung ...

Fotor David Ausserlrofer
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... und die differenzierten Prozesse in der Lehre ven
langen im Hinblick auf Reformvorlraben in Deutsch.
land nach Beispielen aus dem Ausland.

Foto: Eric Lichtenscheid

lm folgenden werden der gegenwärtige Stand der Hochschulentwicklung in Neuseeland in

den Bereichen Organisationsstruktur, Evaluation, Qualitätssicherung und Akkreditierung

sowie Finanzierung skizzieft und die diesbezüglichen Perspektiven des Green Papers erör-

tert. Der SchwerpunK liegt dabei im Universitätsbereich.

0qanisationssttuktut l

Nur sehr wenige AspeKe der Organisationsstruktur der neuseeländischen Hochschulen

sind gesetzlich fixiert. lnsofern gibt es eine erhebliche Bandbreite in der 0rganisation der

Universitäten. Allerdings lassen sich einige grundlegende Strukturen erkennen.

Das Gouncil ist als oberstes 0rgan der Hochschule für die strategische Ausrichtung sowie

die Wahl des Vice-Chancellors verantwortlich. Mitglieder der Councils sind in der Regel

Persönlichkeiten aus dem näheren wirtschaftlichen und kulturellen Umfeld der jeweiligen

Universität. Auf eine Beteiligung von Absolventen der jeweiligen Universität wird geachtet.

Der Vice-Ghancellot (Rektor) leitet die Hochschule, wird vom Council ausgewählt und

ernannt und ist dem Council gegenüber für die Leistungen der Hochschule verantwortlich.

Er fungiert als Arbeitgeber des gesamten weiteren Personals, mit dem er individuelle

Arbeitsverträge aushandelt.

Mitglieder des Academic Board/Senate sind der Vice-Chancellor, seine beiden Stellvertre-

ter (Deputy Vice-Chancellors), die Dekane der Fakultäten, die Leiter der Departments und

weitere gewählte Vertreter des akademischen und nicht-akademischen Personals sowie

der Studierenden. Das Academic Board ist für alle akademischen Angelegenheiten (Studi-

enprogramme, Abschlüsse etc.) zuständig. Per Gesetz ist das Council zur Konsultation mit

dem Academic Board verpflichtet, bevor Entscheidungen getroffen werden können, deren

Auswirkungen sich auf akademische Angelegenheiten erstrecken.

Basiseinheiten der Universitäten sind die Departments. Übergeordnete Einheiten können

Schools, Faculties oder Academic Divisions sein.

Dem Vice-Chancellor kommt in seiner ArbeitgeberfunKion bei allen Einstellungen und Beset-

zungen von Exekutivorganen (Dekan, Registrar/Kanzler, Deputy Vice-Chancellor) eine zumin-

dest formelle Endentscheidungs- bzw. die ErnennungsfunKion zu (die zunehmend aktiv wahr-

genommen wird, auch bei den Heads of Departments). Seine sowie die Positionen der Depu-

ty Vice-Chancellors und des Registrars werden für einen Zeitraum von fünf Jahren besetzt.

Die aKuellen Reformansätze zur Neuordnung der Leitungsstrukturen an Hochschulen stehen

in einem direKen Zusammenhang mit der stärkeren Betonung der Ansprüche und lnteres-

sen, die sich aus der Stellung des Staates als Eigner und damit Risikoträger gegenüber den

Hochschulen ergeben. Die Betonung der EignerfunKion scheint vordergründig dem Autono-

miegedanken entgegenzustehen. Dieser Gefahr soll dadurch vorgebeugt werden, daß die

Steuerung von Eignerseite nicht über ministerielle Erlasse und Verwaltungsvorschriften

erfolgen soll. Der Staat sieht seine Aufgabe vielmehr darin, Rahmenbedingungen und ver-

fahrensmäßige Anforderungen und Regeln zu setzen, innerhalb derer die Hochschulen auch

in Zukunft eigenverantwortlich handeln und autonom entscheiden.

Vor diesem Hintergrund werden im Green Paper u.a. folgende Reformschritte diskutiert:

1. Die künftige Rolle des Ministeriums liegt in der politischen Führung der Einrichtungen

des Tertiären SeKors, der Leistungskontrolle gegenüber diesen Einrichtungen in Fragen,

die das Eignerinteresse berühren, sowie in der Sicherung einer den lnteressen ange-
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messenen Hochschulleitung, und zwar über folgende Maßnahmen: Ernennung (eines

Teils) der Mitglieder der Councils durch das Ministerium; ministerielle Genehmigung der

Jahresberichte sowie der strategischen Planung einer jeden Einrichtung; Einführung

gestufter lnterventionsmöglichkeiten bei ausbleibender Zielerreichung auf institutionel-

ler Ebene; Schaffung von Maßnahmen zur kontinuierlichen Leistungsüberprüfung ein-

zelner Einrichtungen sowie des Tertiären Sektors insgesamt.

2. Verbindungsglied zwischen Staat und Hochschulen sind die Councils. Sie sind - im Rah-

men der politischen Vorgaben - für die treuhänderische Wahrnehmung aller Eignerinteres-

sen zuständig und hierlür gegenüber der Regierung verantwortlich. Die Councils überneh-

men die Aufgabe der strategischen Planung und verhandeln mit der Regierung über die von

der jeweiligen lnstitution zu erreichenden Ziele. Grundlage der Zielvereinbarungen (und der

Rechenschaftslegung) zwischen Staat und Hochschule ist ein jährlich von jeder Hochschu-

le vorzulegendes und von der Regierung zu genehmigendes ,,Statement of lntent".

Das neuseeländische Beispiel zeigt zum einen, daß bei einem Verzicht auf detaillierte gesetz-

liche Festlegungen der Organisations- und Leitungsstrukturen Hochschulen durchaus inider

Lage sind, sich entsprechend ihrem Prolil und Selbstuerständnis, ihrer Größe und Tradition

selbst zu organisieren und auf ihre Erfordernisse zugeschnittene Strukturen zu schaffen. Vor

dem Hintergrund der mit der Novellierung des Hochschulrahmengesetztes (HRG) geschaffe-

nen organisatorischen Freiräume ist dies eine wichtige Erfahrung für die deutsche Debatte.

Von besonderem lnteresse für die Diskussion an deutschen Hochschulen ist zum anderen

der in Neuseeland geplante Schritt zur konsequenten Ausgestaltung der Councils zu einer

Leitungsinstanz mit weniger Mitgliedern, aber erweiterten Kompetenzen im strategischen

Management von Hochschulen einerseits und zu einem Gremium, das als Repräsentant der

Hochschule gegenüber dem Staat agiert, andererseits. Damit vollzieht sich eine Annähe-

rung der Council-StruKuren an das US-amerikanische Modell der ,,Boards of Trustees".

Auch in einigen der in Deutschland diskutierten Modelle sind die Kompetenzen von Hoch-

schulräten in ähnlicher Weise konzipiert. Während allerdings hierzulande die Befürchtung

einer Fremdsteuerung der Hochschule geäußert und die Gefahr eines verstärKen Eindrin-

gens von Wirtschaftsinteressen in die Hochschulen gesehen wird, erblicken neuseeländi-

sche Universitäten in dieser Council-Struktur eine Chance zur Stärkung und Professibnali-

sierung ihres Managements. Die Befürchtung einer lnstrumentalisierung der Hochschule

für oder durch externe lnteressen scheint sich in Neuseeland nicht zu bewahrheiten. Viel-

mehr wird seitens der Hochschulen gerade von den Councils erwartet, daß sie einerseits

die lnteressen ihrer Hochschule gegenüber der Regierung aktiv und offensiv vertreten und

daß sie andererseits zur Profilschärfung und Leistungssteigerung der Hochschule Wesent-

liches beitragen, letzteres insbesondere durch die Rekrutierung kompetenter und durch-

setzungsfähiger Vice-Chancellors.

Evaluation, Qualitätssicherung, Akkreditierung

Für die verschiedenen Einrichtungen des Tertiär.en Bereichs existieren unterschiedliche

Evaluations- und Akkreditierungsverfahren. Die umfassendste Art der Evaluierung im Uni-

versitätsseKor stellt das Academic Audit dar. Es wird'vom Universities Academic Audit

Unit (AAU), einer Einrichtung des New Zealand Vice-Chancellors' Committee (NzuCC),

durchgelührt. Die Evaluation erfolgt durch eine externe Gutachtergruppe (peer review) und

vor dem Hintergrund der von einer Universität selbst gesetzten Ziele sowie unter Berück-

sichtigung der im Education Act von 1990 gesetzlich verankeften Charakteristika einer Uni-
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versität. Der externen Evaluation geht eine Selbstevaluation der Universität voraus, deren

Ergebnisse in einem für die Gutachter bestimmten ,,Audit Portfolio" niedergelegt werden.

Die Ergebnisse werden in einem Academic Audit Report festgehalten, der Empfehlungen

zur Weiterentwicklung der Universität und ihrer Oualitätssicherungssysteme enthält. Die

Entscheidung darüber, ob und wie'die Empfehlungen umgesetzt werden sollen, liegt allein

bei der jeweiligen Universität, die zur Vorlage eines Zwischenberichts ein Jahr nach dem

Audit verpflichtet ist. Einige Universitäten führen darüber hinaus selbstinitiierte Depart-

mental Reviews sowie einzelne Ptogtamme Reviews durch.

Für den UniversitätsseKor übt das Vice-Chancellorsf Committee die Akkteditierungs- und

Zeililizierungslunklionen aus. ln der Praxis ist dabei weniger die institutionelle Akkredi-

tierung, als vielmehr die Akkreditierung einzelner Studienprogramme von Bedeutung, da

diese die Voraussetzung für die Zuweisung staatlicher Mittel darstellt.

lm Green Paper der Regierung werden im Zusammenhang mit Qualitätssicherung, Evalua-

tion und Akkreditierung folgende Problembereiche identifiziert: Heterogenität der Oua-

litätsstandards und -anforderungen innerhalb des Tertiären Bildungsbereichs; mangelnde

Transparenz der Verfahren, verbunden mit unzureichenden lnformationsmöglichkeiten für

Studierende und Arbeitgeber; Unsicherheit über die Oualität der Studienangebote.

Vor diesem Hintergrund verfolgt das Ministerium das Ziel, für alle Anbieter innerhalb des

Tertiären Bereichs gültige Minimumstandards zu definieren. Dies soll mit einem gesetzli-

chen Schutz der Bezeichnungen ,,University", ,,Polytechnics" etc. einhergehen. Unabhängi-

ge, externe Zertifizierungsstellen sollen die jeweiligen Bildungsangebote mit einem (peri-

odisch zu erneuernden) ,,Gütesiegel" auszeichnen, das Voraussetzung für eine staatliche

Finanzierung der Angebote ist.

ln einem weiteren Schritt ist die Enichtung eines nationalen, d. h. alle Angebote und Anbie-

ter (Universitäten, Polytechnics, private Einrichtungen etc.) umfassenden National Oualifi-

cations Framework (N0F) vorgesehen. Hierdurch soll ein auf durchgängigen Qualitätsstan-

dards beruhender Tertiärer ,,BildungsmarK" entstehen, auf dem jenseits institutioneller

Grenzen Angebote entsprechend individueller Bedürfnisse nachgefragt und kombiniert

werden können. Aufgrund ihrer Zertifizierung sind erworbene Qualilikationen ,,transp0rta-

bel"; die Anerkennung von Studien- bzw. Ausbildungsleistungen, die an verschiedenen

0rten erbracht wurden, wird durch die Teilnahme am NOF gewährleistet.

Aus den lnitiativen und Mallnahmen zur Qualitätssicherung ist mit Blick auf die Hoch-

schulreform in Deutschland insbesondere das NOF hervorzuheben. Ein Zertifizierungs- und

Akkreditierungssystem müßte demnach lebenslanges Lernen ermöglichen, die zunehmen-

de und erforderliche Modularisierung von Ausbildung und Oualifizierungsangeboten unter-

stüten sowie die Tendenz zur Diversifizierung von Lernmöglichkeiten und -orten berück-

sichtigen. Dies gelingt, wenn die Kompatibilität und damit die ,,Transportierbarkeit" von

Qualifikationen zwischen unterschiedlichen Lernorten gewährleistet ist und wenn durch-

gängige Mindeststandards für deren Qualität bestehen. Das übergeordnete Ziel der Zertifi-

zierung und Akkreditierung liegt darin, Nachfragern nach Oualifizierungsangeboten und

gualifikationen den ,,Wert" eines Angebots oder einer Oualifikation transparent und damit

glaubhaft zu machen.

ln Deutschland könnte ein solches System als selbstorganisierter Hochschulverbund, auf

Landes- oder Bundesebene, aber auch international angelegt werden.
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Alle Qualifizierungsangebote im Tertiären SeKor würden zertifiziert und damit innerhalb eines

Akkreditierungssystems registriert. Zertifizierung und Registrierung könnten durch eine oder

mehrere unabhängige Zertifizierungsstelle(n) erfolgen, wobei die gültigen Oualitäts-Mindest-

standards anhand folgender Kriterien oder Benchmarks definiert werden können:

Kriterium

G lau bwü rd ig keit

Ausprägungen

. Ziele und zu erreichendes Qualifika-

tionsprofil sind klar formuliert
. das Angebot ist für die def inierten Ziel-

g ru ppen relevant

. lnhalte und Profil der 0ualifikation wer-

den von relevanten,,Abnehmern" (Ar-

beitsmarkt) anerkannt und unterstützt
. es finden kontinuierliche Anpassun-

gen von 0ualifizierungsprofilen und

-zielen an veränderte Umweltbedin-

g u ngen (2.B. Arbeitsmarkt, Nachf ra-

gerverhalten) statt

Transportierbarkeit und Nachhaltigkeit

. Qualifikationen bzw. 0ualifizierungs-

angebote stehen in einer logischen

und erkennbaren Beziehung a) ande-

ren Qualifikationen bzw. Qualifizie-

ru ngsangeboten (vernetzu ng)

. Qualifikationen bzw. Qualifizierungsan-

gebote sind mit Credit Points verbun-

den, auf die andere Qualifikationen

bzw. 0ualifizierungsangebote aufbauen

. die Relevanz erworbener bzw. vermit-

telter Kenntnisse und Fähigkeiten bleibt

über einen längeren Zeitraum erhalten

Struktur und 0rganisation

o erworbene bzw. vermittelte Kenntnis-

se und Fähigkeiten stehen in einem

weiteren Zusammenhang mit einem

spezifischen Ausbild ungsprofil
. 0ualifikationen bzw. Qualifizierungs-

angebote ermöglichen eine valide Lei-

stu ngsbemessu ng

.Qualifizierungsbausteine lassen eine

togische und offensichtliche interne

Vernetzu ng erken nen

.die Durchlässigkeit zwischen einzel-

nen Qualifizierungsbausteinen ist

gewährleistet und f ür potentielle Nach-

frager transparent
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Finanzierung

Die staatliche Finanzierung macht im neuseeländischen Hochschulsystem - auch nach Ein-

führung von Studiengebühren - den wesentlichen Teil der Einnalmen aus. Die Hochschulen

erhalten einen staatlichen Globalhaushalt und genießen damit weitestgehende Ausgabenau-

tonomie. Der Globalhaushalt enthält alle Personal-, Sach- und lnvestitionsausgaben ein-

schließlich der Mittelfür Bauten und (GroßJ Geräteinvestitionen. Seit 1989 ist das staatlich

geregelte Besoldungssystem aufgehoben; die Hochschulen sind frei in der Gestaltung von

Arbeitsverträgen. Auch neue Studiengänge können durch autonome Entscheidung der Hoch-

schulen eingerichtet werden; staatlicher Einfluß manifestiert sich jedoch über die Entschei-

dung, ob für die Studierenden neuer Studiengänge staatliche Zuweisungen erfolgen.

Das Volumen der staatlichen Finanzzuweisungen wird auf Basis des EFIS-Systems ermit-

telt (EFIS = equivalent full-time student). Dabei erfolgt die Mittelvergabe formelgebunden;

einziger lndikator ist die Zahl der Studierenden (berechnet als Vollzeitstudierendenäquiva-

lente). Eigene forschungsbezogene lndikatoren sind im Finanzierungsmodell nicht enthal-

ten. Vielmehr wird unterstellt, daß alle Studierenden, die einen Abschluß anstreben, von

Lehrern unterrichtet werden, die sich auch in der Forschung engagieren. Somit ist ein For-

schungsanteil implizit in den Entgelten enthalten, die vom Staat pro EFIS gezahlt werden.

Die lndikatorwerte werden mit staatlich definierten Entgelten (1998 zwischen 3.996 NZD

und 26.137 NZD) bewertet, die nach Fächergruppen, Alter der Studienanfänger, Art des

Abschlusses und Art der lnstitution differenziert sind. Zudem erhält jede lnstitution des Ter-

tiären Bildungssektors pro EFIS einen Sockelbetrag von 1.000 NZD bis zur maximalen

Höhe von 250.000 NZD, um auch kleinen lnstitutionen einen Betrag zur Deckung der Fix-

kosten zu garantieren.

Der Budgetierungsprozeß greift nicht aul lst-lndikatoren zurück, sondern verwendet die

zwischen Staat und Hochschule vereinbarten Zielwerte. Dies ermöglichte beispielsweise in

der Phase der Einführung des Systems, die Nichtbelegung vereinbarter Studienplätze nicht

sofort durch Senkung der Vereinbarungen zu sanktionieren, sondern den Hochschulen Zeit

zur Anpassung zu lassen. Auf diese Weise wird versucht, die Balance zwischen Anreizset-

zung und Stabilität im System zu linden. Staatliche Steuerung ist in diesem Finanzierungs-

system stark zurückgenommen, denn die formelgebundene Finanzierung sieht keine diffe-

renzierten lndikatoren zur Verfolgung spezifischer Leistungsziele vor. Vielmehr wird als

wesentlicher Anreizmechanismus die Nachlrageorientierung durch studierendenbezogene

Finanzierung gesehen. Zusätzliche staatliche Steuerungspotentiale bietet vor allem die Ent-

geltdiflerenzierung. Festzustellen ist, daß die unterschiedlichen Entgelte weniger die

tatsächlichen Kosten der Universitäten abbilden, sondern eher das Ergebnis von Kompro-

missen sind. So sind die Geistes- im Vergleich zu den Naturwissenschaften tendenziell zu

hoch angesetzt (ungefähr 1:1,5), was zwangsläufig zu ,,Subventionierungen" zwischen

Fächern innerhalb einer Universität führt.

AusgangspunK für die Einführung von Studiengebühren war eine Diskussion über die

Anteile privater und gesellschaftlicher Nutzen aus Tertiärer Ausbildung. Ergebnis dieser

Diskussion war der Beschluß, daß Studiengebühren 25 Prozent der Ausbildungskosten

decken sollten. Die Studiengebühren werden von den Tertiären Bildungsinstitutionen in

ihrer Höhe autonom festgelegt und fließen ihnen als direKe Einnahmen zu. Als Durch-

schnittswert für die Studiengebühren wird in diesem Jahr ein Betrag von ca. 2.800 NZD

p.a. erwartet.
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um einen Hochschulzugang unabhängig vom Einkommen und der sozialen Lage zu ermög-

lichen, besteht seit 1992 für alle neuseeländischen Bürger die Möglichkeit, zur Finanzierung

der Studiengebühren ein verzinsliches, staatliches Darlehen aufzunehmen, das nach Stu-

dienende einkommensabhängig zurückgezahlt wird.

lm aktuellen Green Paper des Bildungsministeriums werden als Probleme der Hochschul-

linanzierung konstatiert: Die für den Tertiären Bildungsbereich verfügbaren staatlichen Mit-

tel sind begrenzt. Gleichzeitig wird aber eine weitere Erhöhung der Partizipation der Bevöl-

kerung an Tertiärer Ausbildung angestrebt. Das Zuweisungssystem wird als noch immer zu

komplex und intransparent gesehen, und es beinhaltet zu wenig Anreize zur Kosten-

senkung.

Als 0ption zur Lösung dieser Probleme diskutiert das Green Paper die Ausstattung aller

Studienberechtigten mit Bildungsgutscheinen, die eine fixierte staatliche Zahtung für die

Teilnahme an Tertiärer Ausbildung verbriefen. Der wesentliche Unterschied zum bisherigen

EFTS-Ansatz läge dabei in der zeitlichen Begrenzung der staatlichen Finanzierung; höhere

Gebühren sind dann zu zahlen, wenn der Gutschein ,,verbraucht" ist. Eine solche Reform

würde auch in Richtung auf Kostensenkungen durch Anreize zur zeitlichen Begrenzung des

Studiums wirken und die Transparenz des Systems steigern.

Der bisherigen Praxis des Forschungsaufschlags auf die Entgelte im EFIS-System wird im

Green Paper die Alternative der diskretionären, wettbewerblichen Vergabe von For-

schungsmitteln gegenübergestellt. Während die erste 0ption in besonderem Maße Auto-

nomie und Stabilität bei der Forschungsfinanzierung gewährleistet, werden der zweiten

Möglichkeit die Vorteile der Anreizsetzung und der gezielten Oualitätsförderung zuge-

schrieben. Eine abschließende Abwägungsentscheidung, in welche Richtung in Zukunft

stärker gegangen werden soll, wird noch nicht getroffen.

Aus dem Verfahren der staatlichen Finanzierung lassen sich folgende Erkenntnisse ableiten:

Die im Rahmen des Globalhaushalts gewährten Freiheiten der Hochschulen bei der Ausga-

bentätigkeit sorgen für effeKive Entscheidungsspielräume auf Hochschulebene. lm Rah-

men des EFIS-Modells wird deutlich, daß Globalhaushalte nicht einen Verzicht auf jögliche

staatliche Steuerung bedeuten können. Es ändert sich der Charakter der Steuerung: An die

Stelle von direKen Eingriffen tritt ein ordnungspolitischer Ansatz, bei dem der Staat ledig-

lich Rahmenbedingungen in Form von finanziellen Belohnungen und SanKionen setzt. Das

neuseeländische Modell verwendet die Nachfrage der Studierenden als Steuerungsgröße.

Darüber hinaus zeigt sich, daß indikatorgesteuerte Finanzierung nicht einfach mit Lei-

stungsorientierung gleichgesetzt werden kann. Vielmehr können lndikatoren (wie die EFIS)

auch das Volumen der Aufgabenübernahme abbilden, wobei staatlich definierte Leistungs-

ziele außen vor bleiben. Zudem zeigt sich in diesem Zusammenhang auch, daß die Erzie-

lung von Anreizwirkungen nicht die einzige Richtlinie für Formelsysteme sein kann. lm

Rahmen der Formeln ist statt dessen nach einer Balance zwischen Anreizsetzung und Sta-

bilität der Finanzierungsströme zu suchen. Ein wesentliehes Element zur Sicherung hinrei-

chender Stabilität ist die Verwendung von vereinbarten Soll-lndikatorwerten in der Finan-

zierungsformel.

lm Hinblick auf die Studiengebühren lassen sich lolgende Lehren aus den neuseeländi-

schen Erfahrungen ziehen:
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Die Kopplung der Gebührenerhebung mit einem Darlehenssystem mit einkommensabhän-

giger Rückzahlung scheint in besonderem Maße geeignet, Abschreckungswirkungen beim

Hochschulzugang zu vermeiden.

Als nützliches Element im Sinne einer Realisierung von Wettbewerb zwischen den Hoch-

schulen und einer zusätzlichen Stärkung der finanziellen Hochschulautonomie erscheint die

autonome Gebührenfestsetzung durch die Hochschulen.

Fazit

Sehr deutlich werden angesichts der neuseeländischen Erfahrungen die lnterdependenzen

zwischen Reformen in den drei unterschiedlichen betrachteten Bereichen Organisation,

Qualitätssicherung und Finanzierung. Hochschulen sind komplexe Systeme, bei denen

Reformen aufeinander abgestimmt und gekoppelt werden müssen. Ein von der Studieren-

dennachfrage gesteuertes Finanzierungssystem kann nur funktionieren, wenn die Voraus-

setzungen f ür das Funktionieren des Marktmechanismus geschaffen sind,

u. a. in Form von lnformationen für Studierende zur Fundierung der Studienwahl. Dazu

gehö( v. a. auch ein Akkreditierungs- und Evaluationssystem, das Signale über die Qualität

von Studienangeboten erzeugt. Die 0rganisationsstruKur wiederum ist entscheidend für

einen effektiven und effizienten Umgang mit finanziellen Freiheiten.

lnformationen zum Tertiären Bildungssystem und zur Hochschulentwicklung Neusee-

lands im lnternet:

Eine vo1ständige Auftistung der Einrichtungen des Tertiären Bereichs:

http ://www. m i n e d u . g ovt. nzlT erti a rylG u i d e/#te ft i a ry

Weitere lnformationen zum Tertiären Bildungssektzr:

http ://www. m i n e d u . g ovt. nzlT erliary I Gu i d e/

http ://www. I i n co I n . ac. nzllibr I nzl

lnformationen zum Ministry of Education:

http ://www. m i n ed u . g ovt. nZ

I nformationen zu r Qualifications Authority:

http://www. nzqa.govt. n/Site/index. htm I

Das Green Paper ,,A Future Tertiary Education Policy for New Zealand":

htt p ://www. m i n e d u . g ovt. n /Te rt i a rylR ev iew97 I

Das Green Paper zum National Qualifications Framework:

http ://www. m i ned u. g ovt. nzlN QF/

lnformationen zu den einzelnen IJniversitäten und ihren Reform- und

U m stru ktu ri e r u n g s m aß nah m e n e n :

Lincoln: http://www.lincoln.ac. nzl , Massey: http://www.massey .ac.nzl , Auckland:

http://www.auckland .ac.nzl , Canterbury: http://www.canterbury.ac.n/, Otago:

http://www.otago.ac.n/home-page.html, Waikato: http://www.waikato .ac.nzl ,

Victo ria: http ://www.vu w .ac.nzl


